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Waffenrecht unter Druck: Grüne fordern
nach Münchner Anschlag klare Reformen

Nach dem mutmaßlichen Terroranschlag in München
fordern Österreichs Grüne ein strengeres Waffenrecht für

mehr Sicherheit.

München – Nach einem tragischen Vorfall in München, der als
mutmaßlicher Terroranschlag eingestuft wird, haben Österreichs
Grüne eine dringende Überprüfung und Verschärfung des
bestehenden Waffenrechts gefordert. In einem Interview mit der
Zeitung „Der Standard“ äußerten Politiker der Regierungspartei
ihre Empörung darüber, dass ein 18-Jähriger, für den bereits ein
Waffenverbot galt, dennoch problemlos Zugang zu einer
Schusswaffe erhalten konnte. Diese Situation hat in der
Öffentlichkeit große Besorgnis ausgelöst und wirft Fragen zur
Sicherheit und zu den bestehenden Regelungen auf.

Der Vorfall ereignete sich, als der junge Schütze aus Österreich,
der laut Berichten von der Polizei während des Ereignisses
getötet wurde, mit einer Waffe auf Menschen feuerte. Er hatte
trotz des bestehenden Verbots ein altes Gewehr samt Munition
von einem privaten Waffensammler erworben. Das verwendete
Gewehr gehörte gemäß österreichischem Waffengesetz zur
Kategorie C, zu der Langwaffen zählen, die typischerweise
manuell nachgeladen werden, wie etwa viele Jagdgewehre.

Details zum Vorfall und den Reaktionen

Im Anschluss an die Schüsse in München wurden im Land sofort
die Stimmen laut, die eine Reform des Waffenrechts fordern. Die
Grünen betonen, dass es inakzeptabel sei, dass eine Person mit



einem Waffenverbot so leicht an eine gefährliche Waffe
gelangen kann. Dies deutet darauf hin, dass es möglicherweise
Lücken im bestehenden Gesetz gibt, die dringend adressiert
werden müssen, um derartige Vorfälle zu verhindern.

Die Diskussion über die Waffengesetze in Österreich hat in den
letzten Jahren an Intensität gewonnen, insbesondere nach
Vorfällen, die auf eine unzureichende Kontrolle im Waffenbesitz
hinweisen. Gegner einer Lockerung des Waffenrechts
argumentieren häufig, dass strengere Regelungen notwendig
sind, um die öffentliche Sicherheit zu gewährleisten. Die
Forderung nach einem verschärften Waffenrecht könnte somit
nicht nur in der politischen Diskussion mehr Aufmerksamkeit
erhalten, sondern auch in der breiten Öffentlichkeit an Relevanz
gewinnen.

Die Grünen legen besonderen Wert darauf, dass die
bestehenden Gesetze überprüft werden, um sicherzustellen,
dass solche tragischen Ereignisse in Zukunft vermieden werden
können. Es bleibt abzuwarten, ob und wie die Politik auf diese
Forderungen reagiert, und ob es möglicherweise zu
Gesetzesänderungen kommt, die das Ziel haben, die
Waffensicherheit in Österreich zu erhöhen. Die Ereignisse in
München könnten als Wendepunkt in der Debatte um das
Waffenrecht in Österreich betrachtet werden, sollte der
Gesetzgeber die Warnungen und Anregungen ernst nehmen.
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